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Schulterschluss gegen Donald Trump?
Deutschland und China beraten über die zukünftige wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit
Am Montag trifft sich Bundeskanz-
lerin Angela Merkel mit Chinas Mi-
nisterpräsidenten Li Keqiang. Die
Vereinbarung zum Bau einer chine-
sischen Autobatteriezellenfabrik in
Erfurt verweist auf die Zukunft.

Von Werner Birnstiel

Es werden die wichtigsten deutsch-
chinesischen Regierungskonsultatio-
nen seit ihrer Premiere 2011 sein: Nur
sechs Wochen nach dem elften Chi-
na-Besuch von Angela Merkel werden
die Ministerriegen beider Länder, an-
geführt von der Bundeskanzlerin und
Chinas Ministerpräsident Li Keqiang,
Grundsätzliches für das weitere Mit-
einander für die kommenden Jahre
festlegen. Denn nach der Bundestags-
wahl im September 2017, dem 19.
Parteitag der KP Chinas im Oktober,
der holprigen Regierungsbildung bis
Frühjahr 2018 und der aktuell anhal-
tenden Regierungskrise hierzulande
hat sich beiderseits der Bedarf an
möglichst umfassender Abstimmung
und Verständigung enorm gesteigert.
Dieses Interesse wird befördert durch
den eskalierenden Handelskonflikt
beider Länder und der EU gegenüber
den USA unter der Administration von
Präsident Donald Trump.
Bemerkenswert ist, dass Chinas

Führung bei diesen fünften Regie-
rungskonsultationen deutlicher denn
je die mit Präsident Xi Jinping 2014
vereinbarte »umfassende strategi-
sche Partnerschaft« inhaltlich zu un-
tersetzen bestrebt sein wird. Kern
bleiben die Wirtschaftsbeziehungen.
Hier ist China für die Bundesrepublik
seit 2016 der weltweit wichtigste
Partner (Export: 86,16 Milliarden
Euro / Import: 100,68 Milliarden Eu-
ro) und die EU-28 für China die Au-

ßenhandels Nummer eins mit 554
Milliarden Euro in 2017.
Politisch komplex und zugleich in

allen Hauptbereichen zunehmend
detaillierter werden alle Verhand-
lungsbereiche durch das mittlerweile
dichte Geflecht von 80 Dialogforen
auf hoher Regierungsebene unter-
setzt. Vertreter Pekings heben des-

halb hervor, dass es bei diesen Ver-
handlungen auch darum geht, die
»Vorbildrolle beider Länder« für die
Gestaltung der Beziehungen China –
EU herauszuarbeiten, ebenso, dass
China und Deutschland treibende
Kräfte bei der »Gestaltung einer
Schicksalsgemeinschaft« weltweit
sein sollen und ihre Kooperation als
win-win-Entwicklung über ideologi-
sche Grenzen hinweg ausbauen.
In der vom 19. Parteitag der KP

Chinas eingeleiteten »neuen Ära«wird
die Schaffung politischen Vertrauens,
die vertiefte strategische Kooperation
in Verbindung mit einem wesentlich
intensiveren kulturellen Austausch
und eine engere internationale Ab-
stimmung angestrebt. Chinas Strate-
gie »Made in China 2025« soll mit
Deutschland in Richtung innovative
Entwicklung verbunden werden.

Stichpunkte sind Digitalisierung,
künstliche Intelligenz und Elektromo-
bilität. Der Bau einer chinesischen Au-
tobatteriezellenfabrik bei Erfurt mit
circa 1500 Arbeitsplätzen wird zum
Abschluss der Konsultationen am
Dienstag verkündet werden. Für Pe-
king geht es darum, ein realistisches
Bild zum Stand und zu den Möglich-
keiten einer Zusammenarbeit heraus-
zuarbeiten. Dass sich dabei Konkur-
renz weiter ausprägt und neue Berei-
che hinzukommen wird von chinesi-
scher Seite vorausgesetzt, innerchi-
nesische Verhältnisse seien da seit eh
und je nicht anders. Dementspre-
chend wird ein zentrales Anliegen
dieser Verhandlungen sein, wie je-
weils ein Interessenausgleich zustan-
de gebracht werden kann.
Konkret geht es um Fragen zur

Übernahme deutscher Unternehmen

durch chinesische Investoren, um zu
hohe Investitionshürden für deut-
sche Unternehmen und den man-
gelnden Schutz geistigen Eigentums
im Reich der Mitte. Peking hält da-
gegen, dass Deutschland seit 30 Jah-
ren in China investiert, insgesamt für
über 80 Milliarden Euro, China dem-
gegenüber erst vor fünf Jahren in
Deutschland zu investieren begann
und nur 0,3 Prozent aller Auslands-
investitionen in Deutschland aus Chi-
na kommen. Argumentiert wird, dass
über 8000 deutsche Firmen in China
tätig sind und die Autokonzerne VW-
Audi, BMW und Daimler überaus ge-
winnträchtig fast zur Hälfte den chi-
nesischen Automarkt dominieren.
Zudem sei im Automobilbereich der
Zwang zur Joint-Venture-Bildung
aufgehoben und der Finanz- und Ver-
sicherungssektor für ausländische

Beteiligungen geöffnet wurde. Seit
den vergangenen Regierungskonsul-
tationen im Juni 2016 in Peking steht
gerade auch die »Neue-Seidenstra-
ßen«-Initiative Chinas symbolisch für
die inzwischen in ihrer Dimension
noch nicht überschaubaren Möglich-
keiten zur Kooperation, zugleich aber
ebenso als Feld internationaler Kon-
kurrenz, so auch zwischen Deutsch-
land und China. Politisch tritt das im-
mer wieder zutage, wenn Chinas ge-
lenkte sozialistische Marktwirtschaft
mit Forderungen konfrontiert wird,
sich dem kapitalistischen neolibera-
len politischen und Wirtschaftssystem
des Westens anzupassen. Dem wird
Peking nicht nachkommen.
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Saubere deutsch-chinesische Beziehungen: Ein Arbeiter reinigt das Firmenschild eines Volkswagen Autohauses in der Nähe von Schanghai. Foto: dpa/Gero Breloer
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Kolumbianer gedenken
der Ermordung von
Menschenrechtlern
Bogotá. Tausende Kolumbianer
sind landesweit gegen die Ermor-
dung Hunderter Menschenrecht-
ler in den vergangenen Jahren auf
die Straße gegangen. Auf dem Bo-
lívar-Platz in der Hauptstadt Bo-
gotá zündeten Demonstranten am
Freitag Kerzen an und forderten
die Regierung mit Parolen und
Plakaten zum Handeln auf.
Seit dem Friedensvertrag zwi-

schen der Regierung und der
FARC-Guerilla im Jahr 2016 wur-
den nach Angaben des Ombuds-
manns Carlos Alfonso Negret 311
Menschen umgebracht, die sich in
sozialen Projekten oder für Men-
schenrechte engagierten. AFP/nd

Präsident Ortega lehnt
vorgezogene Wahlen ab
Managua. Nicaraguas Präsident
Daniel Ortega lehnt die von der
Opposition geforderten vorgezo-
genen Wahlen ab. »Hier werden
die Regeln von der Verfassung der
Republik festgelegt, durch das
Volk«, sagte Ortega am Samstag
vor Tausenden Anhängern in der
Hauptstadt Managua. »Man än-
dert sie nicht einfach über Nacht,
weil eine Gruppe von Putschver-
schwörern die Idee dazu hatte«,
sagte er weiter. Es war das erste
Mal seit dem 30. Mai, dass Ortega
öffentlich auftrat.
Die katholische Kirche, die in

dem Konflikt im Land vermittelt,
hatte Ortega Anfang Juni den Vor-
schlag übermittelt, die für 2021
geplanten Wahlen auf März 2019
vorzuziehen. In Nicaragua hatten
Mitte April Unruhen begonnen, als
Sicherheitskräfte Demonstratio-
nen gegen Rentenkürzungen ge-
waltsam niederschlugen. AFP/nd

Acht IS-Mitglieder in Iran
hingerichtet
Teheran. In Iran sind acht Mit-
glieder der sunnitischen Terror-
miliz Islamischer Staat (IS) we-
gen eines bewaffneten Überfalls
hingerichtet worden. Nach Anga-
ben der Nachrichtenagentur Isna
wurden sie am Samstag in einem
Gefängnis der Hauptstadt ge-
hängt. Im Juni vergangenen Jah-
res hatten sie gemeinsam mit wei-
teren Bewaffneten zeitgleich das
Parlament sowie das Mausoleum
des iranischen Revolutionsführers
Ajatollah Ruhollah Chomeini an-
gegriffen. Dabei kamen 18 Men-
schen ums Leben.
Die iranische Führung hatte bis

zu der Attacke immer betont, das
Land sei sicher vor Terrorismus
und besonders vor dem IS. Die Al-
Quds-Einheit der Revolutionsgar-
den nimmt für sich in Anspruch,
einen großen Anteil am Sieg ge-
gen die Terrormiliz in Irak und in
Syrien zu haben. dpa/nd

Anschlag auf Ministerium
in Somalia
Mogadischu. Bei einem Anschlag
auf das Sicherheitsministerium in
der somalischen Hauptstadt Mo-
gadischu sind mindestens fünf Zi-
vilisten getötet worden. Nach Po-
lizeiangaben erschütterten zwei
Explosionen am Samstag das Ge-
bäude. Mindestens fünf Men-
schen seien getötet worden. Auch
vier Angreifer wurden laut Polizei
getötet. Zu dem Anschlag bekann-
te sich die Shebab-Miliz. Ihr Ziel
ist der Sturz der von den westli-
chen Staaten unterstützten Regie-
rung. AFP/nd

Daraa – ein Erfolg Assads mit Symbolkraft
Tausende geflüchtete Syrer kehren in ihre Häuser zurück / Grenzübergang zu Jordanien wieder unter Kontrolle

Tausende geflüchtete Syrer kehren
nach einer Waffenruhe für den Lan-
dessüden in ihre Orte zurück. Den
regierungsfeindlichen Milizen wur-
de von Damaskus erneut ein Ab-
zugsangebot unterbreitet.

Von Roland Etzel

Die syrische Armee hat am Wochen-
ende ihre Offensive in der südöstli-
chen Provinz Daraa fortgesetzt und
dabei spektakuläre Erfolge erzielt –
für das Renommee der Regierung, vor
allem aber für die leidgeprüften Men-
schen der Region. Zuvor hatte es
schwere Angriffe der Regierungs-
truppen gegeben, die mit russischer
Luftunterstützung die dort befindli-
chen Milizen in die Klemme gebracht
hatten.
Daraa, eine vor dem Krieg knapp

100 000 Einwohner zählende Stadt
wenige Kilometer vor der jordani-
schen Grenze, und die umliegende
gleichnamige Provinz sind das Ge-
biet in Syrien, das am längsten der
Regierungsgewalt entglitten war.
Hier hatten im Frühjahr 2011 Pro-
teste gegen Willkürakte der Polizei
stattgefunden. Die Demonstrationen
waren der Auftakt für Widerstands-
aktionen auch in anderen Landestei-
len, die dazu führten, dass Staats-
präsident Baschar al-Assad in den
Jahren danach bis etwa 2015 zeit-
weise kaum mehr beherrschte als die
Hauptstadt Damaskus.
Die militärischen Kräfteverhältnis-

se haben sich seitdem vor allem durch
den militärischen Beistand Russlands
aus der Luft sowie Schützenhilfe

kampferprobter Brigaden aus Iran
und Libanon auf Seiten Assads fun-
damental zu dessen Gunsten ver-
schoben. Die heutigen bewaffneten
»Rebellen« in und um Daraa ähnlich
wie zuvor die in Aleppo oder Homs
haben allerdings auch wenig bis
nichts mit jenen Bevölkerungsteilen
zu tun, die damals weitgehend fried-
lich gegen Assad demonstrierten.
Der Präsident hatte den Milizen-

führern im Raum Daraa vor etwa ei-
nem Monat Verhandlungen in Aus-
sicht gestellt, um die verbliebene Zi-
vilbevölkerung zu schonen. Im Ge-
spräch war ein freier Abzug für alle,
die es wollten, samt ihren Familien.
Allerdings nahmen nur wenige der
Anführer das Angebot an, was um-

gehend zu der für diesen Fall von As-
sad angedrohten massiven Offensive
seiner Armee führte. Und zu Flücht-
lingsströmen. Nach UN-Angaben sol-
len sich etwa 320 000 Menschen von
Daraa wegbewegt haben.
Die Heftigkeit der Offensive ließ

die Milizenchefs – von der Regierung
werden sie als Terroristenführer be-
zeichnet – allerdings schnell einlen-
ken und nun doch ein Abkommen mit
der Regierung eingehen. Die meisten
Milizenführer trafen sich am Freitag
nach russischen Quellen mit russi-
schen Unterhändlern. Ein 24-stündi-
ger Beschuss und Bombenangriffe
hätten sie zur Wiederaufnahme der
Gespräche über eine Gebietsüberga-
be gedrängt, verkündete noch am sel-

ben Tag Hussein Abazeed, der beim
»Vereinten Rebellenkommando« für
den Süden Syriens eine Art Spre-
cherrolle innehat. Nach Angaben der
syrischen Nachrichtenagentur Sana
sieht das Abkommen vor, dass die
Aufständischen »in allen Städten und
Dörfern ihre schweren und mittleren
Waffen übergeben«. Jene Kämpfer,
die das nicht wollen, sollen mit ihren
Familien den Raum Daraa verlassen
und in die von Regierungsgegnern
kontrollierte nordwestliche Provinz
Idlib gebracht werden.
Vor allem aber mussten die Mili-

zen schon jetzt die Kontrolle der
Grenze zu Jordanien abgeben. Über
das Königreich waren mit dessen Bil-
ligung jahrelang Kämpfer, Waffen
und sonstiger Nachschub nach Syri-
en eingesickert. Damit ist es nun vor-
bei, nachdem die Armee den jorda-
nisch-syrischen Grenzübergang wie-
der unter Kontrolle hat.

Syrische Soldaten in Nassib, Grenzübergang zu Jordanien Foto: dpa/Ammar Safarjalani
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Netanjahu und
Putin beraten
über Syrien
Gespräche am Mittwoch in
Moskau vorgesehen

Jerusalem. Israels Regierungschef
Benjamin Netanjahu will mit dem
russischen Staatschef Wladimir
Putin über die Lage in Syrien spre-
chen. Das Gespräch sei am Mitt-
woch in Moskau geplant, wie Ne-
tanjahus Büro erklärte. Netanjahu
sprach am Sonntag von einem
»wichtigen Treffen« mit Putin. Die
letzte Zusammenkunft liegt zwei
Monate zurück.
»Wir treffen uns von Zeit zu

Zeit, um die Sicherheitskoordinie-
rung zu gewährleisten und na-
türlich um über regionale Ent-
wicklungen zu sprechen«, sagte
Netanjahu. Er werde bei dem
Treffen mit Putin zwei Prinzipien
bekräftigen. »Wir werden die
Etablierung einer militärischen
Präsenz Irans und seiner Verbün-
deten in Syrien nicht dulden – we-
der nahe der Grenze nochweit von
ihr entfernt«, so Netanjahu. Au-
ßerdem werde er auf die strenge
Einhaltung des 1974 mit Syrien
geschlossenen Waffenstillstands-
abkommens pochen.
Iranische Soldaten und Kämp-

fer der libanesischen Schiitenmi-
liz Hisbollah unterstützen in Sy-
rien genau wie russische Truppen
militärisch die Führung von Prä-
sident Baschar al-Assad. Russland
bemüht sich offenbar, keine ira-
nischen Truppen in den Südwes-
ten Syriens an der Grenze zu Is-
rael zu lassen. dpa/nd
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